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Geleitwort des Herausgebers

Internetrecht und Digitale Gesellschaft. Mit diesen beiden Begriffen wird 
eine neue Schriftenreihe im Verlag Duncker & Humblot gekennzeichnet, die sich 
den großen Herausforderungen des Informationszeitalters annehmen wird. Die 
rasante technische Entwicklung, insbesondere im Internet, stellt Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft vor große Herausforderungen, schenkt ihnen zahllose 
Chancen und bürdet ihnen ebensolche Risiken auf. Die damit einhergehenden 
Innova tionen werfen neue (Rechts-)Fragen auf, deren Beantwortung Dispositions- 
und (Rechts-)Sicherheit für neue Geschäftsmodelle, Verwaltungsreformen oder 
auch die Internetnutzung im privaten Alltag schafft. Es fällt schwer, diesen Para-
digmenwechsel in qualitativer oder quantitativer Hinsicht mit früheren Verände-
rungsprozessen zu vergleichen. Die digitale Revolution erscheint eindringlicher, 
nachhaltiger und stärker chancen- und risikobehaftet zu sein als etwa die industri-
elle Revolution, auch wenn die eine oder andere Parallele gezogen werden kann. 
Die Interdependenzen von Technikeinsatz, Wirtschaftsentwicklung und sozia-
len Konflikten lassen im Internetzeitalter eine Rechnung mit vielen Unbekannten  
entstehen.

So entsteht ein Paradeumfeld für interdisziplinäre Grundlagenforschung und 
praxisorientierte Themen. Der Bogen ist weit gespannt. Er reicht von Fragen des 
Daten- und Urheberschutzes, E-Commerce und Digital Business über Internet-
kriminalität und IT-Sicherheit bis zu E-Government und E-Democracy. Gleicher-
maßen sind es übergreifende Themen wie der Schutz der Privatheit, Haftungs-
maßstäbe und Risikomanagement oder ein verändertes Leitbild für Partizipation 
und Kollaboration in vernetzten Systemen, die wissenschaftlicher Vertiefung 
bedürfen. Das mögen im Kern rechtswissenschaftliche Arbeiten sein, die aber stets 
die Brücke schlagen zu technologischen, ökonomischen, sozialwissenschaftlichen 
oder auch ethischen Aspekten. Die vorliegende Schriftenreihe dient als publizis-
tische Heimat für diesen fächerübergreifenden wissenschaftlichen Dialog. Unter 
ihrem Dach können sowohl juristische Arbeiten als auch solche anderer Diszipli-
nen veröffentlicht werden, soweit sie einen Bezug zum Internet bzw. zur Digitalen 
Gesellschaft haben. Erst dieses weite Spektrum verspricht nachhaltigen Erkennt-
nisgewinn für die zuvor beschriebenen Herausforderungen.

Ich freue mich sehr, dass mit der Arbeit von Beatrice Lederer zu „Open Data. 
Informationsöffentlichkeit unter dem Grundgesetz“ eine mehrfach preisgekrönte 
Dissertation als Band 1 dieser Schriftenreihe gewonnen werden konnte. Sie spie-
gelt in mehrfacher Hinsicht deren Intention und das Themenspektrum wider: 
als juristische Grundlagenforschung gleichermaßen wie in ihrer interdiszipli-
nären Herangehensweise. Ihr spektakuläres Ergebnis, die rechtlich verbindliche 
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Verpflich tung des Staates zur Bereitstellung der Verwaltungsdaten im Internet, 
wird jene Diskussion entfachen, die die Digitale Gesellschaft zur Orientierung und 
Weiter entwicklung braucht. Ich wünsche dieser Arbeit und der mit ihr beginnen-
den wissenschaftlichen Schriftenreihe eine gute Resonanz.

Dirk Heckmann



Vorwort

Das Verhältnis zwischen Open Data und dem Recht ist auf den ersten Blick ein 
Verhältnis der Begrenzung. Aber das Recht zieht den Öffnungsbestrebungen des 
Staats nicht nur Grenzen. Es ist auch Grundlage der Öffnung des Staats gegen-
über dem Bürger. Dieser verfassungsrechtlichen Erkenntnis werden sich Natio-
nalstaaten im 21. Jahrhundert nicht auf Dauer verschließen können. Dies zeigt die 
Arbeit unter Berücksichtigung der Interdependenzen zwischen Recht, Technik und 
Gesellschaft detailliert auf. 

Meinem akademischen Lehrer Professor Dr. Dirk Heckmann möchte ich herz-
lich dafür danken, dass er in mir die Faszination für eben diese Zusammenhänge 
zwischen rechtlicher, technischer und gesellschaftlicher Entwicklung geweckt 
und mich seit 2010 auf dem Weg zu dieser Arbeit begleitet hat. Die zahlreichen 
Gespräche waren mir unverzichtbare Hilfe und Motivation sowie stete Inspiration, 
ohne die ich die Arbeit nicht in dieser Form beendet hätte. 

Aber ich möchte mich nicht nur für die unmittelbare Begleitung und Betreuung  
der Arbeit bedanken. Nicht weniger wichtig war die jahrelange Unterstützung als 
studentische Hilfskraft und wissenschaftliche Mitarbeiterin. Zudem haben mir 
mein Doktorvater Professor Dr. Dirk Heckmann und Professor Dr. Peter Bräu-
tigam als Zweitgutachter das Internetrecht regelrecht vorgelebt. Sie haben mir 
die Vielschichtigkeit dieses sich ständig weiterentwickelnden Rechtsgebiets auf-
gezeigt und mich für diese Entwicklung begeistert. 

Besonderer Dank gilt zudem all denen, die mich in der ein oder anderen, meist 
„unjuristischen“ Weise unterstützt und bestärkt haben, allen voran meiner Fami-
lie, Willi und Renate Lederer, sowie Marco Winkler-Ebner. Sie standen mir immer 
zur Seite. Und auch all die Freunde und Kollegen, die mir mit diversen Worten und 
Taten stets aufs Neue Mut gemacht haben, wären auf dem Weg zu dieser Arbeit 
nicht wegzudenken, vor allem Anita Huber, Robert Huber, Monika Pfeifer und 
Kathrin Bernecker.

So konnte die Arbeit im Wintersemester 2013/2014 der Juristischen Fakultät 
der Universität Passau als Dissertation zur Erlangung des Grades eines Doktors 
der Rechtswissenschaft vorgelegt werden. Die Entwicklungen in Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Literatur wurden bis August 2013 berücksichtigt. Trotz der 
Aktualität des Themas versteht sich die Arbeit aber auch als Grundlagenwerk, auf 
dem die weitere juristische Auseinandersetzung um die Öffnung und das Informa-
tionshandeln des Staats aufbauen kann.

Passau, im März 2014  Beatrice Lederer
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1. Teil

Einleitung

„Ipsa scientia potestas est.“
(Francis Bacon)

„Das Internet verändert alles. Auch das Recht.“
(Dirk Heckmann)

Die Erkenntnis, dass Wissen Macht ist, dass Daten und Informationen Grund-
lage der Herrschaft sind, ist seit jeher im Bewusstsein der Nationalstaaten ver-
ankert. Auch die Idee der Teilhabe der Bürgerschaft an diesem Wissen wurzelt 
tief in der Geschichte Europas.1 Doch erst das „Memorandum on Transparency 
and Open Government“2 von US-Präsident Barack Obama aus dem Jahr 2009 re-
aktivierte und weckte das Bewusstsein der Allgemeinheit für die Idee der Öffent-
lichkeit. Die Forderung nach der aktiven Veröffentlichung der Datenbestände der 
öffentlichen Hand und deren Nutzbarkeit für die Allgemeinheit als Teil der Open 
Government-Architektur – kurz: nach Open Government Data bzw. alltagssprach-
lich nach Open Data – ist seither allgegenwärtig.3

Die Gründe, die für die aktive Veröffentlichung der Daten und Informationen 
der öffentlichen Hand und deren Nutzbarkeit angeführt werden, sind vielfältig.4 
Die Vorteile für die Wirtschaft sind dabei meist tragende Argumente. Daten und 
Informationen seien Innovationsmotor, seien zentrales Kapital in einer Informa-
tions- und Wissensgesellschaft. Wissenschaft wie Wirtschaft seien gleichermaßen 
auf sie angewiesen.5 Neue wissenschaftliche Erkenntnisse beruhten aufgrund ihrer 
Abhängigkeit von bestehenden Erkenntnissen ebenso auf umfassender Öffentlich-
keit wie die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle. Nicht weniger bedeutsam sei 

 1 Statt aller Gröschner, in: VVDStRL, Bd. 63 (2004), S. 344, 351 ff.
 2 Memorandum for the heads of executive departments and agencies vom 21.1.2009 (Federal  
Register, Vol.  74, No. 15, S. 4685 f.).
 3 Open Government Directive, Memorandum M-10–06 vom 8.12.2009; vgl. Federal Register, 
Vol.  75, No. 80, S. 22165 vom 27.4.2010: „The three principles of transparency, participation, 
and collaboration form the cornerstone of an open government.
 4 Umfassender Überblick bei Hoffmann/Klessmann, V&M 17 (2011), 306, 308 ff. Zu den 
Vorteilen auch Schnapp, in: Hill, Verwaltungsmodernisierung 2012, S. 99, 101.
 5 Grundlegend Janda, V&M 17 (2011), 227, 230 f.; Hoffmann/Klessmann, V&M 17 (2011), 
306, 308 f.; O’Reilly, in: Lathrop/Ruma, Open Government, S.  11,  30 ff.; Lucke, V&M 15 
(2009), 326, 328 f. Zur Veränderung des Wissenschaftsprozesses in Richtung E-Wissenschaft 
vgl. die Mitteilung „Offene Daten“ der Kommission, KOM(2011) 882 endg., S. 4. 
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der Mehrwert, den die neue Offenheit für das Gemeinwesen in der rechtsstaat-
lichen Demokratie entfalte. Dies gelte nicht nur für die Bekämpfung der Korrup-
tion. Auch sei Transparenz in der Lage, dem vielerorts ausgemachten Demokra-
tiedefizit entgegenzuwirken:6 Transparenz stärke das Vertrauen der Bürger in den 
Staat und damit die Akzeptanz des Staats durch die Bürger. Zudem sei Trans-
parenz Voraussetzung weitergehender Mitwirkungs- und Kontrollmöglichkeiten, 
die ihrerseits Vorbedingung demokratischer Legitimation und Legitimität seien.7 
In Hinblick auf den Binnenbereich des Staats verweisen die Befürworter von Open 
Government Data schließlich auf das Potenzial zu Bürokratieabbau und Verwal-
tungsmodernisierung.8 Qualität und Effizienz staatlicher Aufgabenwahrnehmung 
würden gesteigert.9 Schließlich sei Verwaltungstätigkeit eine informationsinten-
sive Tätigkeit10. Die intern vorhandenen Daten und Informationen der Verwaltung 
könnten schneller und leichter abgerufen, externes Wissen verstärkt einbezogen 
werden.11

Doch es gibt Kritiker.12 Der Forderung nach Open Government Data wird aus 
rechtlicher Sicht die Gefährdung grundrechtlicher Schutzgüter entgegengehalten. 
Da Informationsbeziehungen vielfach Dreiecksbeziehungen seien, die neben Sen-
der und Empfänger einen Gegenstand aufweisen würden, und indem der Gegen-
stand vielfach grundrechtsrelevant sei, sei auch die aktive Veröffentlichung durch 
den Staat grundrechtsrelevant. Besonders gefährdet seien das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung und der in Art. 12, 14 GG verankerte Geheimnisschutz. 

 6 Umfassend zum „Demokratiedefizit“ Kersting/Schmitter/Trechsel, in: Kersting, Politische 
Beteiligung, S. 40, 41 ff.
 7 Überblick bei Both/Schieferdecker (Hrsg.), Berliner Open Data-Strategie, S. 20; Hoffmann/
Klessmann, in: Schliesky/Schulz, Transparenz, Partizipation, Kollaboration, S. 41, 46; Hoffmann/
Klessmann, V&M 17 (2011), 306, 308; Internet & Gesellschaft Collaboratory (Hrsg.), Offene 
Staatskunst, S. 50. Dies gilt unabhängig von dem etwaigen Befund eines Demokratiedefizits. 
Hierzu Tischer, in: Schliesky/Schulz, Transparenz, Partizipation, Kollaboration, S.  69, 73; 
Schulzki-Haddouti, Open Data und Transparenz.
 8 So bereits 1998 der Schlussbericht der Enquete-Kommission zum Thema „Deutschlands 
Weg in die Informationsgesellschaft“, BT-Drs. 13/11004, S. 81 f.; Referentenentwurf der Bun-
desregierung für ein Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung 
weiterer Vorschriften, vgl. BT-Drs. 17/11473, S. 20. Speziell zur Effizienzsteigerung durch den 
Einsatz von Social Media Schulz, in: Schliesky/Schulz, Transparenz, Partizipation, Kollabora-
tion, S. 121, 129.
 9 Hoffmann/Klessmann, in: Schliesky/Schulz, Transparenz, Partizipation, Kollaboration, 
S. 41, 47; Noveck, in: Lathrop/Ruma, Open Government, S. 49, 68; Bull, ZG 2002, 201, 210.
 10 Zum Umstand, dass Informationen die „operative Basis der Verwaltung“ sind Hoffmann/
Luch/Schulz, in: Schliesky/Schulz, Transparenz, Partizipation, Kollaboration, S. 209, 212; Hoff-
mann/Klessmann, V&M 17 (2011), 306, 309; Masing, in: VVDStRL, Bd. 63 (2004), S. 377, 433;  
Lenk, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informations gesellschaft, 
S. 59, 66. Zwischen den verschiedenen Aufgaben der Verwaltung differenzierend Bull, V&M 
2010, 65, 67.
 11 Zum Fehlgehen der Annahme, dass Experten ein Informationsmonopol besitzen, Noveck, 
in: Lathrop/Ruma, Open Government, S. 49, 50 f.
 12 Zur Sicht der Kritiker Janda, V&M 17 (2011), 227, 231.
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Auch aus Sicht des Staats werden Bedenken geltend gemacht, so die Beeinträch-
tigung der Funktionsfähigkeit staatlicher Stellen, verstanden als deren Fähig-
keit zur Wahrnehmung von Sachaufgaben. Sicherheitsinteressen könnten der Ver-
öffentlichung entgegenstehen.13 Zudem werden die befürwortenden Argumente in 
Frage gestellt. So zweifeln Kritiker die positive Rückwirkung auf die Demokratie 
an. Trotz bestehender Beteiligungsmöglichkeiten seien Interesse und Beteiligung 
an der Politik gering. Die Vielzahl der vorhandenen Informationen sei schon jetzt 
erdrückend, Aufmerksamkeit zu erlangen schon jetzt kaum möglich. Weshalb ein 
weiterer Zuwachs an Daten und Informationen das Interesse an der Demokratie 
steigern solle, werde nicht ersichtlich.14 Aus rechtsstaatlicher Perspektive wird die 
öffentliche Kontrolle teils als überflüssig, teils als Widerspruch zur grundgesetz-
lichen Austarierung des Gewichts der Gewalten angesehen.15 Hinzu komme, dass 
dem Gesetzgeber ein Gestaltungsspielraum offenstehe. Eine Pflicht zur Schaffung 
einer Open Data-Infrastruktur könne nicht begründet werden. Dies gelte umso 
mehr, als der Staat durch die Schaffung einer entsprechenden Infrastruktur nicht 
nur die alleinige Verfügungsgewalt, sondern auch die Deutungshoheit über die 
Daten und Informationen verliere.16 

Trotz der Kritik am Konzept der aktiven Veröffentlichung staatlicher Daten- und 
Informationsbestände durch öffentliche Stellen ist die Idee umfassender Öffent-
lichkeit für den demokratischen Rechtsstaat von konstitutiver Bedeutung. Dies gilt 
nicht nur für das Handeln der Verwaltung, sondern für sämtliche Herrschaftsaus-
übung, unabhängig von der Bezeichnung als Publizität, Transparenz oder Open 
Government Data. Denn Öffentlichkeit stellt eine Verbindung zwischen Staat und 
Volk, zwischen Herrschaftsausübung und Unterworfensein unter diese Herrschaft 
her. Demokratische Legitimation ist ohne Öffentlichkeit nicht denkbar: Die Staats-
gewalt könnte nicht vom Volke ausgehen, weder unmittelbar noch mittelbar durch 
Wahlen und Abstimmungen. Ebenso ist der Rechtsstaat auf Öffentlichkeit ange-
wiesen: sei es zur Disziplinierung der Staatsgewalt im Wege öffentlicher Kon-
trolle, sei es zur Sicherstellung der Voraussetzungen der Freiheitsausübung.17

Die Forderung nach der Öffnung staatlicher Daten- und Informationsbestände 
führt das Konzept der im demokratischen Rechtsstaat notwendigen Öffentlichkeit 
unter den Bedingungen des 21. Jahrhunderts fort: Sie ist Reaktion auf den Wan-
del des Realbereichs, vor allem auf die technische und die damit einhergehende 

 13 Übersicht bei Internet & Gesellschaft Collaboratory (Hrsg.), Offene Staatskunst, S. 58 ff.
 14 Nachweise bei Schulzki-Haddouti, Open Data und Transparenz sowie grundlegend Lessig, 
The New Republic vom 9.10.2009, www.newrepublic.com.
 15 Nachweise bei Schoch, DÖV 2006, 1, 4.
 16 Hinweise auf die allgemein geltend gemachten Bedenken bei Janda, V&M 17 (2011), 
227, 231. Allgemein zum Machtverlust des Staats sowie dem wachsenden Einfluss von Lobby-
isten Faust, V&M 2009, 251, 253 ff.
 17 So bereits Kant, Zum ewigen Frieden, Anhang II: Weil ohne „Publicität […] es keine 
Gerechtigkeit (die nur als öffentlich kundbar gedacht werden kann), mithin auch kein Recht, 
das nur von ihr ertheilt wird, geben würde“, erfordert Rechtsstaatlichkeit Öffentlichkeit. 


